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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Im Herbst legte die Landesregierung den eidgenössischen Räten den Entwurf zu einem
neuen Verfassungsartikel vor, der den Tierschutz zur Bundessache erklären soll. Bis
dahin sind auf diesem Gebiet vorwiegend die Kantone zuständig; moderne
Tierschutzgesetze besitzen aber nur deren vier. Der Vollzug der Tierschutzgesetzgebung
wird im Entwurf primär den Kantonen überlassen, wobei sich immerhin der Bund –
analog zum Wasserwirtschaftsartikel – eine eigene Vollziehungskompetenz vorbehält.
Wie in anderem Zusammenhang gezeigt worden ist, soll der neue Artikel das
Schächtverbot der Bundesverfassung ersetzen. Das Vernehmlassungsverfahren zeitigte
keine grundsätzliche Gegnerschaft; allerdings wandte sich der Israelitische
Gemeindebund gegen eine provisorische Beibehaltung der Schächtklausel in einer
Übergangsbestimmung, und die CVP wünschte die gleichzeitige Unterbreitung des
Ausführungsgesetzes. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.1972
PETER GILG

Die Ersetzung des Schächtverbots der Bundesverfassung durch einen allgemeinen
Artikel über den Tierschutz passierte ohne grössere Auseinandersetzungen Parlament
und Volksentscheid. Die Aufzählung einer nicht abschliessend gemeinten Reihe von
Teilgebieten, die der Bund vorzugsweise regeln soll, erregte bei Juristen Anstoss; als
Mittel zur Information des Stimmbürgers über die Tragweite der Revision wurde sie
jedoch beibehalten. Überwiegend wandte man sich im Blick auf die
Ausführungsgesetzgebung gegen eine Aufhebung des Schächtverbots; dieses blieb in
der Form einer Übergangsklausel bestehen. Für die Volksabstimmung gaben fast alle
Parteien die Japarole aus; vereinzelte opponierende Gruppen, so die Genfer Vigilance
und mehrere Schlachthausdirektoren, glaubten vor allem einer bevorstehenden
Wiederzulassung des Schächtens vorbeugen zu müssen. Der Entscheid fiel im Verhältnis
5:1; in keinem Kanton erreichten die Gegner einen Drittel der Stimmen. Über
Tierschutzbestrebungen auf dem Gebiet der Jagd und der Fischerei ist schon an
anderer Stelle berichtet worden.

Abstimmung vom 2.Dezember 1973

Beteiligung: 34.99%
Ja: 1'041'504 (84.0%) / Stände: 19 6/2
Nein: 199'090 (16.0%) / Stände: 0

Parolen:
– Ja: CVP, EVP, FDP, LdU, LPS, PdA, REP, SD, SPS, SVP
– Nein: EVP TG 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1973
PETER GILG

1) BBI, 1972, II, S. 1478 ff.
2) AB NR, 1973, S. 230 ff.; AB SR, 1973, S. 443 ff.; BBI, 1973, I, S. 1685 f.; BBI, 1974, I, S. 312; TLM, 1.12.73.
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